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 E I N L E I T U N G

2007 war für das ReĖ t der europäisĖ en Bürger auf eine gute 
Verwaltung ein wiĖ tiges Jahr. Am 12. Dezember wurde die Charta 
der GrundreĖ te der EuropäisĖ en Union, die ursprüngliĖ  im 
Dezember 2000 verkündet worden war, von den Präsidenten der drei 
wiĖ tigsten Organe der Union – Parlament, Kommission und Rat – 
unterzeiĖ net und erneut proklamiert. Die im Vertrag von Lissabon 
enthaltene Verpfl iĖ tung zur Annahme einer reĖ tsverbindliĖ en 
Charta spiegelt ein waĖ sendes Bewusstsein wider, dass die Bürger 
in den MiĴ elpunkt der Anliegen Europas gestellt werden sollten. 
Aus SiĖ t des BürgerbeauĞ ragten ist die Charta bahnbreĖ end, 
weil darin erstmals das ReĖ t auf eine gute Verwaltung als ein 
GrundreĖ t der UnionsbürgersĖ aĞ  anerkannt wird (Artikel 41).

Gute Verwaltungspraxis
Seit iĖ  am 1. April 2003 mein Amt antrat, genießt die Förderung einer guten Verwaltungspraxis 
für den EuropäisĖ en BürgerbeauĞ ragten absolute Priorität. Immer wieder erinnere iĖ  die Organe 
und EinriĖ tungen der EU daran, dass eine gute Verwaltungspraxis von den Bediensteten mehr 
erfordert als ledigliĖ  die Vermeidung reĖ tswidrigen Verhaltens. Die Bediensteten müssen 
dienstleistungsorientiert arbeiten und dafür Sorge tragen, dass Angehörige der Allgemeinheit 
ordnungsgemäß behandelt werden und ihre ReĖ te in vollem Umfang wahrnehmen können.

Diese BotsĖ aĞ  sĖ eint konkrete Ergebnisse herbeizuführen. IĖ  freue miĖ , beriĖ ten 
zu können, dass die Organe und EinriĖ tungen der EU im Jahr 2007 große Anstrengungen 
unternommen haben, um BesĖ werden abzuhelfen, UngereĖ tigkeiten zu beheben und 
Fehler zu beriĖ tigen. Im Laufe des Jahres verzeiĖ neten wir eine Verdoppelung der Zahl der 
BesĖ werdefälle, die durĖ  die betreff ende EinriĖ tung selbst beigelegt wurden. So wurden 35 % 
unserer UntersuĖ ungen – so viele wie nie zuvor – abgesĖ lossen, naĖ dem siĖ  die jeweilige 
EinriĖ tung bereit erklärte, die Angelegenheit beizulegen. Die Bedeutung dieses Erfolges für 
die BesĖ werdeführer und für die Bürger im Allgemeinen sollten wir niĖ t untersĖ ätzen. 
IĖ  bin fest davon überzeugt, dass wir auf dem Weg zu einer eĖ ten Dienstleistungskultur 
gegenwärtig erhebliĖ e FortsĖ riĴ e maĖ en.

Die sieben Paradefälle, die in dem vorliegenden BeriĖ t herausgehoben werden, zeugen von diesem 
Einstellungswandel. NiĖ t weniger als vier davon betreff en die EuropäisĖ e Kommission, die rasĖ  
und konstruktiv handelte, um einer Reihe von BesĖ werden abzuhelfen. Besondere Erwähnung 
verdient auĖ  die EuropäisĖ e Agentur für FlugsiĖ erheit (EASA), die bereits im zweiten Jahr 
in Folge einen Paradefall hervorgebraĖ t hat, womit sie ihre BereitsĖ aĞ  zur konstruktiven 
Zusammenarbeit mit dem BürgerbeauĞ ragten im Hinbliė  auf die Behebung von Problemen 
unter Beweis stellte. Der Rat entsĖ uldigte siĖ  bei einem BesĖ werdeführer, naĖ dem iĖ  ihn auf 
eine SpraĖ enfrage aufmerksam gemaĖ t haĴ e, und bekräĞ igte seine EntsĖ lossenheit, ähnliĖ e 
Probleme in ZukunĞ  zu vermeiden. Und sĖ ließliĖ  erging von der EuropäisĖ en Zentralbank 
eine überaus hilfreiĖ e Antwort an eine betroff ene Bürgerin, in der die EZB betonte, dass sie der 
Klärung der von der BesĖ werdeführerin aufgeworfenen Fragen großes GewiĖ t beimesse, und sie 
dazu auff orderte, alle eventuellen weiteren Fragen an ihre SaĖ verständigen zu riĖ ten. Indem iĖ  
diese Fälle hervorhebe, möĖ te iĖ  Modelle guter Verwaltungspraxis vorstellen, die allen Organen 
und EinriĖ tungen der EU als Anregung und als Maßstab für ihre eigene Praxis dienen sollen. Im 
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Jahr 2008 werde iĖ  miĖ  weiterhin darum bemühen, eine umfassende Dienstleistungskultur zu 
fördern, die den Erwartungen der Bürger gereĖ t wird.

Einige der Ergebnisse, die wir für Bürger erwirkt haben und die in diesem BeriĖ t dokumentiert 
werden, wurden ohne förmliĖ en SĖ riĞ weĖ sel mit der betreff enden EinriĖ tung erzielt. Wir 
sind inzwisĖ en so weit gekommen, dass es uns unsere Beziehungen mit den EinriĖ tungen 
gestaĴ en, immer mehr Fälle rasĖ  zu lösen, ohne dass eine langwierige UntersuĖ ung vonnöten 
ist. IĖ  habe inzwisĖ en begonnen, in größerem Umfang informelle Verfahren anzuwenden, um 
Probleme auf fl exible Art zu lösen, und werde diesen Ansatz auĖ  im Jahr 2008 weiter entwiė eln. 
Für miĖ  markiert dies einen Wendepunkt für unsere Institution, die belegt, welĖ  großen Respekt 
der BürgerbeauĞ ragte heute genießt und wie sehr die Organe und EinriĖ tungen gewillt sind, den 
Bürgern zu helfen.

Probleme gibt es freiliĖ  naĖ  wie vor. Im Jahr 2007 wurden wieder einmal 15 % der Fälle mit 
einer kritisĖ en Anmerkung abgesĖ lossen, da die betreff ende EinriĖ tung es versäumt haĴ e, den 
Dienstleistungsstandards, auf die die Bürger AnspruĖ  haben, gereĖ t zu werden. Einige Beispiele 
für solĖ e Fälle sind in diesem BeriĖ t enthalten. Sie reiĖ en von der Weigerung einer EinriĖ tung, 
ihre Einstellungsverfahren zu ändern, hauptsäĖ liĖ  weil dies für ihre eigene Verwaltung 
bequemer war, bis zu der ungebührliĖ en Verzögerung eines Vertragsverletzungsverfahrens durĖ  
eine andere EinriĖ tung, wofür diese keine besonderen Gründe vorbraĖ te. Zu diesen kritisĖ en 
Anmerkungen werden wir 2008 erneut einen FolgeberiĖ t vorlegen, um siĖ erzustellen, dass die 
betreff enden Organe und EinriĖ tungen daraus Lehren ziehen. Ebenso gedenke iĖ , auszuloten, 
wie die EntsĖ eidungen des BürgerbeauĞ ragten verständliĖ er formuliert werden können, damit 
sie sowohl den Bürgern als auĖ  den Beamten eine noĖ  wirksamere Anleitung im Hinbliė  darauf 
geben können, was gute Verwaltungspraxis ist.

Zweifellos muss zur Förderung der Grundsätze einer guten Verwaltungspraxis innerhalb der 
Organe und EinriĖ tungen der EU noĖ  einiges an Arbeit geleistet werden. Um diesbezügliĖ  
hilfreiĖ e Strategien entwiė eln zu können, berief iĖ  im November 2007 einen Workshop in 
Brüssel ein, bei dem es zu einem lebhaĞ en MeinungsaustausĖ  darüber kam, wie der EuropäisĖ e 
BürgerbeauĞ ragte zur VerwirkliĖ ung des ReĖ ts auf gute Verwaltung beitragen kann. Aus diesen 
Diskussionen gingen viele anregende und innovative Ideen für die kommenden Jahre hervor. IĖ  
freue miĖ  bereits darauf, diese zum Wohle der Bürger in ganz Europa in die Praxis umzusetzen.

Eine bessere Kommunikation
IĖ  sĖ loss meine Einleitung zum JahresberiĖ t 2006 mit dem Hinweis auf das zweifaĖ e Ziel, 
das iĖ  mir für das bevorstehende Jahr gesetzt haĴ e, nämliĖ  mit den Organen an der Förderung 
einer guten Verwaltung zu arbeiten und meine Öff entliĖ keitsarbeit so auszuriĖ ten, dass alle, die 
gegebenenfalls Dienste des EuropäisĖ en BürgerbeauĞ ragten in AnspruĖ  nehmen müssen, gut 
informiert sind, wie sie dies tun können.

In Bezug auf das letztgenannte Ziel beinhaltete das Jahr 2007 einen Meilenstein: EndliĖ  haben 
wir bei der Quote der zulässigen BesĖ werden die Wende gesĖ ağ  . Dank einer ehrgeizigen und 
gezielt ausgeriĖ teten Informationskampagne erhöhte siĖ  die Zahl der zulässigen BesĖ werden 
sowohl absolut als auĖ  relativ gesehen im VergleiĖ  zu 2006. Infolgedessen wurden im Laufe des 
Jahres 17 % mehr neue UntersuĖ ungen aufgrund von eingegangenen BesĖ werden eingeleitet. 
ZugleiĖ  wurde infolge unserer Bemühungen um eine verbesserte Information der Bürger über die 
HandlungsmögliĖ keiten und -grenzen des EuropäisĖ en BürgerbeauĞ ragten mehr Bürgern als je 
zuvor geholfen, geeignete ReĖ tsmiĴ el auf nationaler, regionaler und lokaler Ebene zu fi nden.

Eine wiĖ tige Entwiė lung in dieser HinsiĖ t war 2007 die VerabsĖ iedung der Erklärung des 
EuropäisĖ en Verbindungsnetzes der BürgerbeauĞ ragten. Diese Erklärung zielt darauf ab, die 
EU-Dimension der Arbeit der BürgerbeauĞ ragten bekannter zu maĖ en. Außerdem soll sie über 
die Dienstleistungen auĤ lären, die die Mitglieder des Netzes den MensĖ en gegenüber erbringen, 
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die siĖ  über Angelegenheiten, die in den AnwendungsbereiĖ  von EU-ReĖ t fallen, besĖ weren. 
Die Erklärung ist auf der Website des EuropäisĖ en BürgerbeauĞ ragten in allen EU-AmtsspraĖ en 
abruĠ ar und wird in Kapitel 5 des vorliegenden BeriĖ ts in voller Länge wiedergegeben. Die 
Mitglieder des Netzes werden siĖ  aktiv darum bemühen, die Erklärung allgemein bekannt zu 
maĖ en, um somit dafür Sorge zu tragen, dass die Bürger wissen, welĖ e Stelle am besten geeignet 
ist, ihre EU-reĖ tsbezogenen BesĖ werden zu behandeln.

Eine weitere wiĖ tige Initiative in diesem BereiĖ  dürĞ e im Jahr 2008 FrüĖ te tragen. Im Laufe des 
vergangenen Jahres war mein Büro damit befasst, einen interaktiven Leitfaden zu entwiė eln, der 
im kommenden Jahr als Teil der neuen Website des BürgerbeauĞ ragten veröff entliĖ t wird. Diese 
wesentliĖ e Funktion wird den Bürgern helfen, den geeignetsten ReĖ tsweg für ihre BesĖ werde 
zu ermiĴ eln. Der Leitfaden dürĞ e einen größeren Teil der BesĖ werdeführer in die Lage versetzen, 
siĖ  unmiĴ elbar an die Stelle zu wenden, die am besten dafür gerüstet ist, ihre BesĖ werde zu 
behandeln. Der Erfolg des Leitfadens wird siĖ  hoff entliĖ  in einem weiteren Rüė gang der Zahl 
der unzulässigen BesĖ werden niedersĖ lagen, die bei meinem Büro eingehen.

GleiĖ  von vornherein den geeignetsten ReĖ tsweg zu ermiĴ eln, ist aus vielen Gründen wiĖ tig. 
Zum einen erspart es den betreff enden Bürgern die Frustration, die sie erleben, wenn sie erfahren, 
dass die Stelle, an die sie siĖ  gewandt haben, ihnen niĖ t helfen kann. Ebenso bewirkt dies, 
dass BesĖ werden umgehender und wirksamer abgeholfen werden kann, sodass siĖ ergestellt 
wird, dass die Bürger in den vollen Genuss ihrer durĖ  die EU-Gesetzgebung verbrieĞ en ReĖ te 
gelangen. Eine letzte wiĖ tige Überlegung ist, dass eine Verringerung des Anteils der unzulässigen 
BesĖ werden, die bei meinem Büro eingehen, meine Institution besser in die Lage versetzen wird, 
ihre Kernaufgabe zu erfüllen – nämliĖ  Bürgern zu helfen, die mit der Art und Weise, wie sie von 
den Organen und EinriĖ tungen der EU behandelt wurden, unzufrieden sind. Die Ergebnisse, die 
mein Büro für solĖ e Bürger erreiĖ en kann, sind zweifellos der Aspekt meiner Arbeit, der mir am 
meisten Genugtuung versĖ ağ  . Viele Beispiele für solĖ e Erfolge im Jahr 2007 werden in diesem 
BeriĖ t herausgehoben. IĖ  freue miĖ  darauf, diese Arbeit für die Bürger Europas im vor uns 
liegenden Jahr fortführen zu können.

Wie iĖ  bereits oĞ  erklärt habe, ist der JahresberiĖ t die wiĖ tigste Veröff entliĖ ung des 
EuropäisĖ en BürgerbeauĞ ragten. Er gestaĴ et ihm, seine Arbeit dem EuropäisĖ en Parlament, 
dem er ReĖ ensĖ aĞ  ablegt, ausführliĖ  darzulegen. Er dient den Organen und EinriĖ tungen der 
EU als Ressource, die ihnen helfen kann, ihre Verwaltungstätigkeit zu verbessern. Er maĖ t die 
Arbeit des BürgerbeauĞ ragten einem weiten Kreis von MensĖ en zugängliĖ , die seine Tätigkeiten 
verfolgen wollen, so unter anderem der breiten Öff entliĖ keit, den Medien, WissensĖ aĞ lern, 
öff entliĖ  Bediensteten und Kollegen, die in BürgerbeauĞ ragtenbüros in der ganzen Welt tätig 
sind. In den jüngsten Jahren wurden an dem BeriĖ t Veränderungen vorgenommen, um ihn 
benutzerfreundliĖ er zu gestalten. Weitere Verbesserungen stellen ein weiteres neues Merkmal 
des vorliegenden BeriĖ ts dar. Sie treten insbesondere in den Kapiteln 5 und 6 zutage, in denen 
wir nunmehr einen Überbliė  über und eine Analyse von Tätigkeiten unterbreiten, anstaĴ  wie 
bisher eine detaillierte Liste von Veranstaltungen und Sitzungen. Wir hoff en, dass dies die Lektüre 
interessanter gestaltet und den Mehrwert dieser wiĖ tigen Initiativen getreu widerspiegelt. Wir 
freuen uns auf Ihre Rüė meldungen.

Straßburg, den 15. Februar 2008

P. Nikiforos DIAMANDOUROS
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Der dreizehnte Jahresbericht des Europäischen Bürgerbeauftragten an das Europäische Parlament 
gibt einen Überblick über die Tätigkeit des Bürgerbeauftragten im Jahr 2007. Es ist der fünfte 
Jahresbericht von P. Nikiforos DIAMANDOUROS, der sein Amt als Europäischer Bürgerbeauftragter 
am 1. April 2003 antrat.

GLIEDERUNG DES BERICHTS

Der Bericht umfasst sechs Kapitel und vier Anhänge. Er beginnt mit einer persönlichen Einleitung 
des Bürgerbeauftragten, in der er ein Schlaglicht auf die wichtigsten Entwicklungen des 
vergangenen Jahres wirft und einen Ausblick auf das bevorstehende Jahr gibt. Hierauf folgt die 
vorliegende Zusammenfassung, die das Kapitel 1 bildet.

In Kapitel 2 wird die Vorgehensweise des Bürgerbeauftragten bei der Bearbeitung von Beschwerden 
und bei der Durchführung von Untersuchungen erläutert. Es enthält einen Überblick über die im 
Laufe des Jahres bearbeiteten Beschwerden. Außerdem werden die Ergebnisse der nach einer 
Untersuchung abgeschlossen Fälle thematisch analysiert. Die Analyse berücksichtigt die wichtigsten 
rechtlichen und sachlichen Ergebnisse aus den Entscheidungen des Bürgerbeauftragten im Jahr 2007.

Kapitel 3 enthält Zusammenfassungen ausgewählter Entscheidungen des Bürgerbeauftragten aus 
dem Jahr 2007; sie veranschaulichen das breite Spektrum der Themen und Einrichtungen, um die 
es in Beschwerden und Untersuchungen aus eigener Initiative ging. Die Zusammenfassungen 
sind zunächst nach der Art der Feststellung oder des Ergebnisses gegliedert, und dann nach 
dem betreffenden Organ oder der betreffenden Einrichtung. Das Kapitel schließt mit einer 
Zusammenfassung einer Entscheidung nach einer Untersuchung aus eigener Initiative und einem 
Beispiel für eine Anfrage, die von einem nationalen Bürgerbeauftragten eingereicht wurde.

Kapitel 4 befasst sich mit den Beziehungen zu anderen Organen und Einrichtungen der 
Europäischen Union. Dabei wird zunächst auf die Bedeutung der konstruktiven Arbeitsbeziehungen 
des Bürgerbeauftragten zu diesen Organen und Einrichtungen eingegangen; danach werden die 
verschiedenen Treffen und Veranstaltungen des Jahres 2007 aufgeführt.

Kapitel  5 behandelt die Beziehungen des Europäischen Bürgerbeauftragten zu den nationalen, 
regionalen und lokalen Bürgerbeauftragten in Europa und in anderen Ländern. Hier werden die 
Aktivitäten des Europäischen Verbindungsnetzes der Bürgerbeauftragten eingehend beschrieben. 
Außerdem wird über die Teilnahme des Bürgerbeauftragten an einschlägigen Seminaren, 
Konferenzen und Treffen berichtet.

Kapitel  6 vermittelt einen Überblick über die Öffentlichkeitsarbeit des Bürgerbeauftragten 
und ist in sechs Abschnitte untergliedert: Höhepunkte des Jahres, Informationsbesuche des 
Bürgerbeauftragten, Konferenzen und Tagungen unter Beteiligung des Bürgerbeauftragten und 
seiner Mitarbeiter, Pressearbeit, Veröffentlichungen und Online-Kommunikation.

Anhang A enthält Statistiken zur Tätigkeit des Europäischen Bürgerbeauftragten im Jahr  2007. 
Den Anhängen B und C sind Einzelheiten zum Haushaltsplan des Bürgerbeauftragten bzw. zum 
Personal zu entnehmen. Anhang D ist ein Verzeichnis der in Kapitel 3 dargelegten Entscheidungen, 
untergliedert nach Fallnummer, Sachgebiet und Art der mutmaßlichen Missstände. Außerdem 
werden darin die Paradefälle und alle Beschwerdesachen aufgeführt, die 2007 mit einer kritischen 
Anmerkung abgeschlossen worden sind.
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ÜBERBLICK

Das Mandat des EuropäisĖ en BürgerbeauĞ ragten

Das Amt des EuropäisĖ en BürgerbeauĞ ragten wurde durĖ  den Vertrag von MaastriĖ t im 
Zusammenhang mit der UnionsbürgersĖ aĞ  gesĖ aff en. Der BürgerbeauĞ ragte untersuĖ t 
BesĖ werden über Missstände in der Tätigkeit der gemeinsĖ aĞ liĖ en Organe und 
EinriĖ tungen – mit Ausnahme des GeriĖ tshofs und des GeriĖ ts erster Instanz in Ausübung 
ihrer ReĖ tspreĖ ungsbefugnisse. Ein „Missstand in der Verwaltungstätigkeit“ wurde vom 
BürgerbeauĞ ragten mit Zustimmung des EuropäisĖ en Parlaments so defi niert, dass darunter auĖ  
die mangelnde AĖ tung der MensĖ enreĖ te, der ReĖ tsstaatliĖ keit und der Grundsätze guter 
Verwaltungspraxis fällt.

Der BürgerbeauĞ ragte bearbeitet niĖ t nur BesĖ werden von Einzelpersonen, Unternehmen und 
Vereinigungen, sondern wird auĖ  proaktiv tätig, indem er aus eigener Initiative UntersuĖ ungen 
einleitet, siĖ  mit Mitgliedern und Beamten der europäisĖ en Organe und EinriĖ tungen triğ   und 
auf die Bürger zugeht, um sie über ihre ReĖ te und die MögliĖ keiten, diese wahrzunehmen, zu 
informieren.

BesĖ werden und UntersuĖ ungen im Jahr 2007

2007 gingen beim BürgerbeauĞ ragten 3 211 neue BesĖ werden ein, vergliĖ en mit 3 830 im Jahr 
2006. Andererseits nahm die Zahl der zulässigen BesĖ werden sowohl in absoluten Zahlen als auĖ  
relativ gesehen zu, und zwar von 449 (12 % der Gesamtzahl) im Jahr 2006 auf 518 (16 %) im Jahr 
2007. Infolgedessen wurden im Laufe des Jahres 17 % mehr neue UntersuĖ ungen aufgrund von 
eingegangenen BesĖ werden eingeleitet.

Insgesamt 58 % aller im Jahr 2007 beim BürgerbeauĞ ragten eingegangenen BesĖ werden wurden 
auf elektronisĖ em Wege übermiĴ elt, entweder per E-Mail oder mit dem BesĖ werdeformular auf 
der Website des BürgerbeauĞ ragten. 3 056 BesĖ werden kamen direkt von Einzelpersonen und 155 
von Vereinigungen oder Unternehmen.

In nahezu 70 % der Fälle konnte der BürgerbeauĞ ragte dem BesĖ werdeführer helfen, indem er eine 
UntersuĖ ung des Falles einleitete, diesen an die zuständige Stelle weiterleitete oder ihm miĴ eilte, 
wohin siĖ  der BesĖ werdeführer wenden sollte, um sein Problem einer rasĖ en und eff ektiven 
Lösung zuzuführen.

Im Laufe des Jahres wurden insgesamt 303 neue UntersuĖ ungen aufgrund von BesĖ werden 
eingeleitet. Darüber hinaus nahm der BürgerbeauĞ ragte 6 UntersuĖ ungen aus eigener Initiative 
auf. Insgesamt befasste siĖ  der EuropäisĖ e BürgerbeauĞ ragte 2007 mit 641 UntersuĖ ungen, 
darunter 332, die aus dem Jahr 2006 übernommen wurden.

Wie in den Vorjahren betrafen die meisten UntersuĖ ungen die EuropäisĖ e Kommission (413 bzw. 
64 % aller UntersuĖ ungen). AngesiĖ ts dessen, dass die Kommission das GemeinsĖ aĞ sorgan ist, 
das mehr als alle anderen EntsĖ eidungen mit unmiĴ elbaren Konsequenzen für die Bürger triğ  , 
ist es normal, dass siĖ  die Mehrzahl der BürgerbesĖ werden auf sie bezieht. 87 UntersuĖ ungen 
(14 % der Gesamtzahl) betrafen das EuropäisĖ e Amt für Personalauswahl (EPSO), 59 (9 %) das 
EuropäisĖ e Parlament, 22 (3 %) das EuropäisĖ e Betrugsbekämpfungsamt und 8 (1 %) den Rat der 
EuropäisĖ en Union.

Die meisten Vorwürfe wegen angebliĖ er Missstände in der Verwaltungstätigkeit bezogen siĖ  auf 
mangelnde Transparenz einsĖ ließliĖ  Informationsverweigerung (in 28 % aller Fälle), ungereĖ te 
Behandlung oder MaĖ tmissbrauĖ  (18 %), unbefriedigende Verfahren (13 %), vermeidbare 
Verzögerungen (9 %), Diskriminierungen (8 %), NaĖ lässigkeit (8 %), ReĖ tsfehler (4 %) und 
Pfl iĖ tversäumnisse, d. h. Versäumnisse der EuropäisĖ en Kommission, ihrer Rolle als „Hüterin 
der Verträge“ gegenüber den Mitgliedstaaten naĖ zukommen (3 %).

Über das Haupt-E-Mail-Konto des BürgerbeauĞ ragten wurden 2007 insgesamt 7 273 E-Mails 
mit InformationsersuĖ en beantwortet. Davon waren 3 127 Massensendungen von Bürgern und 
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betrafen BesĖ werden, die bereits beim EuropäisĖ en BürgerbeauĞ ragten eingegangen waren. Bei 
4 146 E-Mails handelte es siĖ  dagegen um Einzel-InformationsersuĖ en.

Insgesamt bearbeitete der BürgerbeauĞ ragte somit im Laufe des BeriĖ tsjahres 10 484 BesĖ werden 
und InformationsersuĖ en von Bürgern.

UntersuĖ ungsergebnisse des BürgerbeauĞ ragten

2007 hat der BürgerbeauĞ ragte 348 UntersuĖ ungen abgesĖ lossen. Dies entspriĖ t einem ZuwaĖ s 
von 40 % gegenüber 2006. Von diesen UntersuĖ ungen erfolgten 341 aufgrund von BesĖ werden 
und 7 aus eigener Initiative. Es folgt eine ÜbersiĖ t über die Ergebnisse.

Kein Missstand in der Verwaltungstätigkeit
2007 wurden 95 Fälle abgesĖ lossen, in denen kein Missstand in der Verwaltungstätigkeit 
festgestellt wurde. Für den BesĖ werdeführer ist das niĖ t unbedingt ein negatives Ergebnis, da 
ihm das betreff enden Organ oder die betreff ende EinriĖ tung zumindest ausführliĖ  erläutert, was 
es/sie getan hat; außerdem erfährt er, wie der BürgerbeauĞ ragte den Fall auff asst. In den folgenden 
Fallbeispielen wurde kein Missstand in der Verwaltungstätigkeit festgestellt:

• Beim BürgerbeauĞ ragten ging eine BesĖ werde ein, in der angeführt wurde, die EuropäisĖ e 
Kommission habe es zu UnreĖ t versäumt, ein Verfahren gegen Irland wegen einer mögliĖ en 
Verletzung der EU-Habitat-RiĖ tlinie einzuleiten. Ebenso legte der BesĖ werdeführer 
BesĖ werde gegen die EntsĖ eidung der Kommission ein, keine weiteren SĖ riĴ e im Hinbliė  
auf die Auseinandersetzungen bezügliĖ  der mögliĖ en Verletzung der AbfallriĖ tlinie zu 
unternehmen. Der BürgerbeauĞ ragte gelangte zu dem SĖ luss, dass die Kommission ihre 
strategisĖ e Aufgabe in Bezug auf die Umsetzung dieser RiĖ tlinien auf plausible Weise 
erläutert habe. Ebenso stellte er fest, dass die Kommission dem BesĖ werdeführer in diesem 
Fall relevante und nützliĖ e Beratung geleistet habe. (3660/2004/PB)

• Eine BesĖ werdeführerin, die siĖ  an den BürgerbeauĞ ragten wandte, warf der EuropäisĖ en 
ArzneimiĴ el-Agentur (EMEA) unter anderem mangelnde Transparenz und unangemessene 
Verzögerungen bei der Beantwortung von Bedenken vor, die sie gegenüber der Agentur 
in Bezug auf die SiĖ erheit eines Antidepressivums und die mit diesem verbundene 
Selbstmordgefahr vorgebraĖ t haĴ e. Der Ehemann der BesĖ werdeführerin haĴ e siĖ  während 
der Behandlung mit dem Präparat das Leben genommen, und die BesĖ werdeführerin haĴ e 
darauĢ in zahlreiĖ e Fragen und InformationsersuĖ en an die Agentur geriĖ tet. Im Verlauf 
der UntersuĖ ung entsĖ uldigte siĖ  die Agentur gegenüber der BesĖ werdeführerin dafür, 
dass sie auf einige der von ihr gestellten Fragen niĖ t reagiert und eine Antwort unterbreitet 
haĴ e. Die BesĖ werdeführerin zeigte siĖ  zwar naĖ  wie vor unzufrieden, doĖ  vertrat der 
BürgerbeauĞ ragte die Auff assung, dass die Agentur durĖ  ihr Verhalten die vorgetragenen 
Bedenken zerstreut habe und somit kein Missstand in der Verwaltungstätigkeit mehr vorliege. 
(2370/2005/OV)

• Die NiĖ tregierungsorganisation Greenpeace reiĖ te beim BürgerbeauĞ ragten eine BesĖ werde 
ein, in der sie der Kommission vorwarf, unriĖ tige, irreführende und diff amierende Äußerungen 
über eine Studie der Organisation zur Frage des „Personalkarussells“ zwisĖ en der Kommission 
und Lobbyisten der Ė emisĖ en Industrie gemaĖ t zu haben. Die UntersuĖ ung des 
BürgerbeauĞ ragten erhärtete diesen Vorwurf niĖ t. Zwar konnte der BürgerbeauĞ ragte keinen 
Verwaltungsmissstand ermiĴ eln, doĖ  unterstriĖ  er die Bedeutung der Transparenz in Bezug 
auf die Aktivitäten von Lobbyisten während der EU-Gesetzgebungsverfahren. (2740/2006/TN)

Selbst wenn der BürgerbeauĞ ragte keinen Missstand in der Verwaltungstätigkeit feststellt, kann 
er Organe oder EinriĖ tungen auf MögliĖ keiten für künĞ ige Qualitätsverbesserungen in ihrer 
Verwaltung hinweisen. Er maĖ t dann eine weitere Anmerkung, wie zum Beispiel in dem folgenden 
Fall:

• Eine polnisĖ e, im UmweltsĖ utz engagierte NiĖ tregierungsorganisation warf der EuropäisĖ en 
Investitionsbank (EIB) vor, im WiderspruĖ  zu ihrer eigenen „Umwelterklärung“ gehandelt zu 
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haben, als sie siĖ  an der Finanzierung eines Straßenerneuerungsvorhabens in Polen beteiligte. 
Der BürgerbeauĞ ragte stellte keinen Missstand in der Verwaltungstätigkeit fest. Da jedoĖ  die 
BesĖ werdeführerin eine ParallelbesĖ werde beim polnisĖ en BürgerbeauĞ ragten eingereiĖ t 
haĴ e, forderte der EuropäisĖ e BürgerbeauĞ ragte die EIB dazu auf, die EinriĖ tung von 
Kommunikationskanälen zu einsĖ lägigen nationalen und regionalen Kontrollorganen, wie 
z. B. BürgerbeauĞ ragten, in Erwägung zu ziehen und Informationen von diesen einzuholen. 
Diese Organe könnten als zusätzliĖ e Informationsquellen im Hinbliė  darauf herangezogen 
werden, inwieweit die von der EIB fi nanzierten Projekte mit den nationalen und europäisĖ en 
ReĖ tsvorsĖ riĞ en in Einklang sind. (1779/2006/MHZ)

Dur   das Organ beigelegte Fälle und einvernehmli  e Lösungen
Der BürgerbeauĞ ragte bemüht siĖ  naĖ  MögliĖ keit um ein positives Ergebnis, das sowohl den 
BesĖ werdeführer als auĖ  das Organ, gegen das die BesĖ werde geriĖ tet ist, zufrieden stellt. 
Der Zusammenarbeit der Organe und EinriĖ tungen der GemeinsĖ aĞ  kommt entsĖ eidende 
Bedeutung dafür zu, dass siĖ  solĖ e Ergebnisse erzielen lassen, die einerseits zur Verbesserung 
der Beziehungen zwisĖ en Organen und EinriĖ tungen und den Bürgern beitragen können und 
andererseits kosten- und zeitaufwendige ReĖ tsstreitigkeiten vermeiden helfen.

Im Laufe des Jahres 2007 wurden 129 Fälle naĖ  einer beim BürgerbeauĞ ragten eingegangenen 
BesĖ werde durĖ  das betreff ende Organ oder die betreff ende EinriĖ tung selbst beigelegt. Dies 
sind doppelt so viele beigelegte Fälle wie im Jahr 2006 und zeugt von einer waĖ senden BereitsĖ aĞ  
der Organe und EinriĖ tungen, an den BürgerbeauĞ ragen geriĖ tete BesĖ werden als Gelegenheit 
zu betraĖ ten, Fehler, die eingetreten sind, zu beriĖ tigen und mit dem BürgerbeauĞ ragten zum 
Wohle der Bürger zusammenzuarbeiten. 2007 wurden unter anderem folgende Fälle beigelegt:

• NaĖ dem eine deutsĖ e Universität siĖ  wegen einer Zahlungsstreitigkeit mit der Kommission 
besĖ wert haĴ e, bei der es um ein Projekt im Rahmen des Erasmus-Programms ging, trat der 
BürgerbeauĞ ragte mit der Kommission in Verbindung, die die Angelegenheit binnen zwei 
WoĖ en beilegte. Zuvor waren die Bemühungen der Universität, die Kommission davon zu 
überzeugen, dass ein ReĖ enfehler aufgetreten war, erfolglos geblieben. Die Kommission 
gestand ihren Fehler ein und zahlte die angeforderte Summe von 5 400 EUR einsĖ ließliĖ  
Zinsen zurüė . Der BürgerbeauĞ ragte lobte die Generaldirektion Bildung und Kultur für die 
vorbildliĖ e Behandlung dieser BesĖ werde, naĖ dem er sie darauf aufmerksam gemaĖ t haĴ e. 
(3495/2005/GG)

• Die Kommission begliĖ  eine ausstehende Geldforderung von 88 000 EUR gegenüber einer 
französisĖ en Beratungsfi rma, welĖ e geltend maĖ te, dass das Organ ihr niĖ t die gesamten 
erstaĴ ungsfähigen Kosten für ihre Teilnahme an einem Programm zu TeĖ nologien für 
die InformationsgesellsĖ aĞ  mit China zurüė gezahlt habe. Die Kommission vertrat den 
Standpunkt, dass die BesĖ werdeführerin in ihrer AbreĖ nung einen Fehler begangen 
habe. NaĖ dem siĖ  der BürgerbeauĞ ragte in den Fall eingesĖ altet haĴ e, erklärte siĖ  die 
Kommission bereit, den noĖ  ausstehenden Betrag zu zahlen. (1471/2007/(CC)RT)

Führt eine UntersuĖ ung zur Feststellung eines Missstands in der Verwaltungstätigkeit, versuĖ t 
der BürgerbeauĞ ragte naĖ  bestem Vermögen, eine einvernehmliĖ e Lösung herbeizuführen. 
Mitunter gelingt dies dadurĖ , dass das betreff ende Organ oder die betreff ende EinriĖ tung dem 
BesĖ werdeführer eine EntsĖ ädigung anbietet. Ein solĖ es Angebot erfolgt immer freiwillig, d. h. 
ohne Anerkennung einer reĖ tliĖ en Verpfl iĖ tung und ohne SĖ aff ung eines Präzedenzfalls.

Fünf Fälle konnten im Verlauf des Jahres naĖ  ErreiĖ en einer einvernehmliĖ en Lösung 
abgesĖ lossen werden. 31 VorsĖ läge für eine einvernehmliĖ e Lösung wurden Ende 2007 
noĖ  geprüĞ . Eine einvernehmliĖ e Lösung wurde 2007 unter anderem in folgenden Fällen 
herbeigeführt:

• Die Kommission nahm die vom BürgerbeauĞ ragten vorgesĖ lagene einvernehmliĖ e Lösung 
an und reduzierte den Betrag, der von einem an einem Projekt im Libanon beteiligten 
AuĞ ragnehmer zurüė gefordert wurde. Dem war eine BesĖ werde vorausgegangen, in der 
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der AuĞ ragnehmer über eine ungereĖ te Behandlung des AuĞ rags geklagt haĴ e. Obwohl der 
BürgerbeauĞ ragte niĖ t alle vom BesĖ werdeführer erhobenen Vorwürfe für gereĖ tfertigt 
befand, kam er zu dem SĖ luss, dass die EntsĖ eidung der Kommission, bestimmte Beträge 
zurüė zufordern, einen Missstand in der Verwaltungstätigkeit darstellte. In dem Bestreben, 
Maßnahmen zur Beilegung der Angelegenheit zu ergreifen, erklärte siĖ  die Kommission 
bereit, die Akte erneut zu prüfen. (2577/2004/OV)

• Die EuropäisĖ e Agentur für FlugsiĖ erheit (EASA) hob eine angefoĖ tene EntsĖ eidung 
auf, naĖ dem der BürgerbeauĞ ragte einen VorsĖ lag für eine einvernehmliĖ e Lösung 
unterbreitet haĴ e. Bei dem Fall ging es um eine EntsĖ eidung der EASA in Bezug auf die 
Musterzulassungsgrundlage für bestimmte LuĞ fahrzeuge. NaĖ  der Analyse der einsĖ lägigen 
ReĖ tsvorsĖ riĞ en war der BürgerbeauĞ ragte niĖ t davon überzeugt, dass die EntsĖ eidung 
auf einer ausreiĖ enden ReĖ tsgrundlage fußte. Die EASA antwortete hierauf, dass sie die zur 
Erteilung einer Musterzulassung erforderliĖ en Informationen nun erhalten habe, und sie habe 
die angefoĖ tene EntsĖ eidung deshalb aufgehoben. (1103/2006/BU)

• Die ehemalige EuropäisĖ e Stelle zur BeobaĖ tung von Rassismus und FremdenfeindliĖ keit 
(EUMC) nahm einen VorsĖ lag für eine einvernehmliĖ e Lösung an, indem sie einen 
abgelehnten Bieter ausführliĖ er darüber informierte, wie sein Angebot im VergleiĖ  zu 
dem der erfolgreiĖ en Bieterorganisation absĖ niĴ . Der BesĖ werdeführer haĴ e siĖ  an 
den BürgerbeauĞ ragten gewandt und den Vorwurf erhoben, die BeobaĖ tungsstelle habe 
ihm keine befriedigenden Antworten auf seine Fragen gegeben, und sie habe es versäumt, 
transparente Kriterien anzuwenden. NaĖ  der UntersuĖ ung dankte der BesĖ werdeführer 
dem BürgerbeauĞ ragten für die von ihm geleistete Arbeit und dafür, dass er als zuverlässiger 
Garant für die Wahrung der Transparenz in der EU fungiere. (1858/2005/BB und 1859/2005/BB)

Kritis  e Anmerkungen, Empfehlungsentwürfe und Sonderberi  te
Wenn eine einvernehmliĖ e Lösung niĖ t mögliĖ  oder die SuĖ e danaĖ  niĖ t erfolgreiĖ  ist, 
kann der BürgerbeauĞ ragte den Fall mit einer kritisĖ en Anmerkung absĖ ließen oder einen 
Empfehlungsentwurf unterbreiten.

Zu einer kritisĖ en Anmerkung kommt es in der Regel, wenn (i) das betreff ende Organ oder die 
betreff ende EinriĖ tung keine Abhilfe mehr sĖ aff en kann, (ii) der festgestellte Missstand keine 
allgemeinen Auswirkungen zu haben sĖ eint und (iii) weitere Maßnahmen des BürgerbeauĞ ragten 
niĖ t geboten sĖ einen. Eine kritisĖ e Anmerkung wird auĖ  dann unterbreitet, wenn der 
BürgerbeauĞ ragte der Auff assung ist, dass ein Empfehlungsentwurf niĖ t zweė dienliĖ  wäre 
oder dass in einem Fall, in dem das betreff ende Organ oder die betreff ende EinriĖ tung einen 
Empfehlungsentwurf niĖ t annimmt, die Vorlage eines SonderberiĖ ts beim Parlament dennoĖ  
niĖ t angemessen ersĖ eint.

Eine kritisĖ e Anmerkung bestätigt dem BesĖ werdeführer, dass seine BesĖ werde bereĖ tigt ist, 
und weist das betreff ende Organ darauf hin, was es falsĖ  gemaĖ t hat, um so zur Vermeidung von 
künĞ igen Missständen in der Verwaltungstätigkeit beizutragen. 2007 hat der BürgerbeauĞ ragte 55 
UntersuĖ ungen mit kritisĖ en Anmerkungen abgesĖ lossen. Zum Beispiel:

• Der BürgerbeauĞ ragte kritisierte die Kommission wegen ihres Versäumnisses, ihren 
JahresberiĖ t für 2005 über den Zugang zu Dokumenten des EuropäisĖ en Parlaments, des 
Rates und der Kommission, wie gesetzliĖ  vorgesĖ rieben, im Jahr 2006 zu veröff entliĖ en. 
Vorausgegangen war eine BesĖ werde der NiĖ tregierungsorganisation Statewat  . Der 
BürgerbeauĞ ragte erkannte zwar an, dass die Kommission den betreff enden BeriĖ t sĖ ließliĖ  
im September 2007 veröff entliĖ te, wies jedoĖ  darauf hin, dass die reĖ tzeitige Veröff entliĖ ung 
von BeriĖ ten ein wiĖ tiger ReĖ ensĖ aĞ smeĖ anismus gegenüber den europäisĖ en Bürgern 
sei. (668/2007/MHZ)

• Der BürgerbeauĞ ragte unterbreitete zwei kritisĖ e Anmerkungen an das EuropäisĖ e Büro für 
Personalauswahl (EPSO) in zwei Fällen, in denen es um den GebrauĖ  der SpraĖ en der „neuen“ 
Mitgliedstaaten gegenüber denen der „alten“ Mitgliedstaaten ging. Zuvor haĴ e siĖ  eine 
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polnisĖ e Vereinigung über Auswahltests besĖ wert. Das EPSO setzte den BürgerbeauĞ ragten 
davon in Kenntnis, dass die Anforderungen an die SpraĖ kenntnisse bei Auswahlverfahren 
inzwisĖ en geändert wurden. (3114/2005/MHZ)

• Der BürgerbeauĞ ragte kritisierte die Kommission, weil diese keine naĖ vollziehbaren Gründe 
dafür angegeben habe, weshalb sie keinen Zugang zu den jährliĖ en ReĖ nungslegungsberiĖ ten 
gewährt, die ihr von den Mitgliedstaaten in Bezug auf landwirtsĖ aĞ liĖ e Beihilfen unterbreitet 
werden. Die Kommission argumentierte, dass die BeriĖ te, die die Informationen enthielten, 
in eine Datenbank eingespeist worden seien und niĖ t mehr als solĖ e existierten. Die vom 
BesĖ werdeführer angeforderten Informationen würden naĖ  Aussage der Kommission 
eine komplexe Neuprogrammierung der Datenbank erforderliĖ  maĖ en. ObgleiĖ  der 
BürgerbeauĞ ragte die Herangehensweise der Kommission für unbefriedigend befand, verfolgte 
er die Angelegenheit niĖ t weiter, da die reĖ tliĖ en Aspekte aus einer allgemeinen Perspektive 
im Rahmen der angekündigte Reform der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 über den Zugang zu 
Dokumenten vom gemeinsĖ aĞ liĖ en Gesetzgeber geprüĞ  werden könnten. (1693/2005/PB)

Für die Organe und EinriĖ tungen ist es wiĖ tig, dass sie kritisĖ en Anmerkungen des 
BürgerbeauĞ ragten naĖ gehen und Maßnahmen zur Lösung noĖ  off ener Probleme und zur 
künĞ igen Vermeidung von Missständen ergreifen. Der BürgerbeauĞ ragte führte 2007 eine Studie 
zu den Folgemaßnahmen der betreff enden Organe auf alle kritisĖ en Anmerkungen und weiteren 
Anmerkungen des Jahres 2006 durĖ . Diese Studie kann von der Website des BürgerbeauĞ ragten 
(hĴ p://www.ombudsman.europa.eu) abgerufen werden. Der BürgerbeauĞ ragte beabsiĖ tigt, 
künĞ ig jährliĖ  eine solĖ e UntersuĖ ung durĖ zuführen und die Öff entliĖ keit davon in Kenntnis 
zu setzen.

In Fällen, in denen eine Folgemaßnahme des BürgerbeauĞ ragten erforderliĖ  sĖ eint (wenn es dem 
betreff enden Organ also noĖ  mögliĖ  ist, den Missstand zu beseitigen, oder wenn der Missstand 
in der Verwaltungstätigkeit besonders sĖ werwiegend ist oder allgemeine Auswirkungen hat), 
unterbreitet der BürgerbeauĞ ragte in der Regel dem betreff enden Organ oder der betreff enden 
EinriĖ tung einen Empfehlungsentwurf.

Im Jahr 2007 wurden 8 Empfehlungsentwürfe unterbreitet. Darüber hinaus führten sieben 
Empfehlungsentwürfe aus dem Jahr 2006 zu EntsĖ eidungen im Jahr 2007. Drei Fälle wurden im 
Jahresverlauf dadurĖ  abgesĖ lossen, dass das Organ oder die EinriĖ tung den entspreĖ enden 
Empfehlungsentwurf annahm. Ein Fall führte zu einem SonderberiĖ t an das EuropäisĖ e 
Parlament. Fünf Fälle wurden aus anderen Gründen abgesĖ lossen. Zum Jahresende 2007 wurden 
aĖ t Empfehlungsentwürfe noĖ  geprüĞ , darunter einer aus dem Jahr 2004 und einer aus dem Jahr 
2006.

Von den 2007 unterbreiteten Empfehlungsentwürfen betraf einer den Zugang der Öff entliĖ keit 
zu näheren Angaben über die von Abgeordneten des EuropäisĖ en Parlaments erhaltenen 
Bezüge. Vorausgegangen war die BesĖ werde eines maltesisĖ en Journalisten, dessen ErsuĖ en 
um Einzelheiten zu den Zahlungen an bestimmte Mitglieder des EuropäisĖ en Parlaments vom 
Parlament aus Gründen des DatensĖ utzes abgelehnt worden war. Die Frist für die Unterbreitung 
der ausführliĖ en Stellungnahme zum Empfehlungsentwurf des BürgerbeauĞ ragten läuĞ  in 
diesem Fall (3643/2005/(GK)WP) bis Ende Februar 2008. In einem weiteren 2007 vorgelegten 
Empfehlungsentwurf forderte der BürgerbeauĞ ragte die Kommission naĖ drüė liĖ  auf, in ZukunĞ  
alle ungereĖ tfertigten EinsĖ ränkungen in Bezug darauf, in welĖ en AmtsspraĖ en VorsĖ läge 
im Rahmen einer AussĖ reibung eingereiĖ t werden dürfen, zu vermeiden (259/2005((PB)GG). Da 
diese UntersuĖ ung bis Ende 2007 noĖ  niĖ t abgesĖ lossen war, wird sie in Kapitel 3 des BeriĖ tes 
niĖ t aufgeführt.

Im Jahr 2007 wurden unter anderem die folgenden Empfehlungsentwürfe angenommen:

• Die Kommission nahm einen Empfehlungsentwurf an, in dem sie der BürgerbeauĞ ragte 
dazu aufgefordert haĴ e, ungenaue und irreführende Informationen in FaltbläĴ ern, Plakaten 
und einem Videofi lm über die ReĖ te von Fluggästen zu korrigieren. Zwei FluggesellsĖ aĞ en 
haĴ en siĖ  an den BürgerbeauĞ ragten gewandt und die von der Kommission zu den ReĖ ten 
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der Reisenden auf AusgleiĖ s- und Unterstützungsleistungen im Fall der NiĖ tbeförderung 
und bei Annullierung oder großer Verspätung von Flügen bereitgestellten Informationen 
kritisiert. NaĖ dem siĖ  der BürgerbeauĞ ragte eingesĖ altet haĴ e, tausĖ te die Kommission 
das fehlerhaĞ e Informationsmaterial aus. (1475/2005/(IP)GG und 1476/2005/(BB)GG)

• Die Kommission nahm einen Empfehlungsentwurf an, in dem sie der BürgerbeauĞ ragte 
aufgefordert haĴ e, einen irrtümliĖ erweise ausgezahlten Rentenbetrag naĖ  dem Tode eines 
ehemaligen Bediensteten niĖ t zurüė zufordern. Diese EntsĖ eidung ging auf eine BesĖ werde 
des Sohnes des Verstorbenen zurüė . Mehr als vier Jahre naĖ  dem Tod seines Vaters haĴ e die 
Kommission ihn dazu aufgefordert, einen Betrag von 1 747 EUR zurüė zuzahlen. Sie erklärte 
siĖ  später bereit, auf die Rüė zahlungsforderung zu verziĖ ten. (1617/2005/(BB)JF)

Wenn ein Organ oder eine EinriĖ tung der GemeinsĖ aĞ  niĖ t zufrieden stellend auf einen 
Empfehlungsentwurf reagiert, kann der BürgerbeauĞ ragte dem EuropäisĖ en Parlament einen 
SonderberiĖ t vorlegen. Er stellt das äußerste MiĴ el des BürgerbeauĞ ragten dar und ist die 
letzte reĖ tliĖ e Maßnahme, die er in Bearbeitung eines Falles ergreiĞ , da die Annahme einer 
EntsĖ ließung und die Ausübung der Parlamentsbefugnisse der politisĖ en Bewertung durĖ  das 
Parlament vorbehalten bleibt. Ein Beispiel aus dem Jahr 2007:

• Der BürgerbeauĞ ragte legte dem EuropäisĖ en Parlament einen SonderberiĖ t vor, in dem er die 
Kommission für die NiĖ tbearbeitung einer BesĖ werde zur EU-ArbeitszeitriĖ tlinie kritisiert. 
Vor mehr als seĖ s Jahren haĴ e ein deutsĖ er Arzt die Kommission aufgefordert, wegen der 
Verletzung der ArbeitszeitriĖ tlinie ein Verfahren gegen DeutsĖ land einzuleiten. Obwohl 
der BürgerbeauĞ ragte Druė  auf die Kommission ausübte, unternahm die Kommission keine 
SĖ riĴ e hinsiĖ tliĖ  der BesĖ werde als solĖ er. Sie stützte siĖ  dabei auf das Argument, ihre 
VorsĖ läge zur Änderung der RiĖ tlinie lägen beim EU-Gesetzgeber. Der BürgerbeauĞ ragte 
betonte, dass dieser Fall eine wiĖ tige Prinzipienfrage im Hinbliė  darauf aufwerfe, wie die 
Kommission VertragsverletzungsbesĖ werden von Bürgern bearbeitet. Die Kommission sollte 
ihm zufolge die BesĖ werde entweder abweisen oder ein Verletzungsverfahren einleiten. 
Gar niĖ ts zu unternehmen stehe niĖ t im Einklang mit den Grundsätzen guter Verwaltung. 
(3453/2005/GG)

UntersuĖ ungen aus eigener Initiative

Der BürgerbeauĞ ragte maĖ t von seiner Befugnis, UntersuĖ ungen aus eigener Initiative einzuleiten, 
hauptsäĖ liĖ  in zwei Fällen GebrauĖ : Erstens kann er eine UntersuĖ ung zu einem mögliĖ en 
Missstand in der Verwaltungstätigkeit einleiten, wenn eine BesĖ werde von einer niĖ t bereĖ tigten 
Person eingereiĖ t wurde (d. h. wenn es siĖ  beim BesĖ werdeführer niĖ t um einen Bürger der 
Union oder um eine natürliĖ e oder juristisĖ e Person mit Wohnort oder satzungsgemäßem Sitz 
in einem Mitgliedstaat handelt). Zwei derartige UntersuĖ ungen aus eigener Initiative wurden 
2007 eingeleitet. Seine Befugnis zu InitiativuntersuĖ ungen kann der BürgerbeauĞ ragte außerdem 
wahrnehmen, um siĖ  mit dem AnsĖ ein naĖ  systembedingten Problemen von Organen oder 
EinriĖ tungen zu befassen. Zum Beispiel:

• Im Dezember 2007 leitete der BürgerbeauĞ ragte eine UntersuĖ ung aus eigener Initiative zur 
PünktliĖ keit von Zahlungen der Kommission ein. Er bat die Kommission, darzulegen, welĖ e 
SĖ riĴ e zur Vermeidung von Zahlungsverzügen unternommen worden seien. Überdies forderte 
er die Kommission auf, statistisĖ e Daten über verspätete Zahlungen sowie Informationen über 
die Haltung der Kommission zur Zahlung von Verzugszinsen zu unterbreiten. Zuvor waren 
BesĖ werden von Bürgern, Unternehmen und Organisationen eingegangen, die an von der EU 
fi nanzierten Projekten und Verträgen beteiligt waren. (OI/5/2007/GG)

Weitere UntersuĖ ungen aus eigener Initiative, die 2007 eingeleitet wurden, waren eine 
UntersuĖ ung in Bezug auf die computergestützten Auswahltests des EPSO (OI/4/2007/ID) sowie 
eine UntersuĖ ung in Bezug auf die Verwaltung von Personalressourcen an der Gemeinsamen 
ForsĖ ungsstelle der Kommission (OI/6/2007/MHZ).
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Die folgende UntersuĖ ung aus eigener Initiative wurde im Laufe des Jahres abgesĖ lossen:

• Der BürgerbeauĞ ragte sĖ loss eine UntersuĖ ung ab, die beleuĖ ten sollte, welĖ e Maßnahmen 
die EuropäisĖ e Kommission ergriff en haĴ e, um eine Diskriminierung von MensĖ en mit 
Behinderungen in ihrem Umgang mit dem Organ zu verhindern. Zu den positiven Maßnahmen, 
die vom BürgerbeauĞ ragten ermiĴ elt wurden, gehörten unter anderem die ErleiĖ terung des 
Zugangs zu Informationen über die Website der Kommission sowie die Verbesserung der 
Einstellungs- und Aufstiegsbedingungen. Der BürgerbeauĞ ragte unterstriĖ  jedoĖ , dass noĖ  
mehr getan werden müsse, um die Bediensteten der Kommission für die Bedürfnisse von 
Behinderten zu sensibilisieren. Ebenso kritisierte er die Gegebenheiten an den EuropasĖ ulen 
für behinderte SĖ üler als niĖ t angemessen. (OI/3/2003/JMA)

Paradefälle für bewährte Verfahren

Einige der oben genannten Fälle bilden ansĖ auliĖ e Beispiele für bewährte Verfahren, die ihnen 
einen Platz unter den „Paradefällen“ 2007 siĖ ern. Sie dienen anderen Organen und EinriĖ tungen 
der EU als Modell, wie auf vom BürgerbeauĞ ragten angesproĖ ene Probleme am besten zu 
reagieren ist. Insbesondere die Kommission handelte rasĖ  und konstruktiv, um einer Reihe von 
BesĖ werden abzuhelfen. In der BesĖ werdesaĖ e 3495/2006/GG legte sie binnen zwei WoĖ en 
eine Zahlungsstreitigkeit mit einer deutsĖ en Universität bei, naĖ dem der BürgerbeauĞ ragte 
sie auf das Problem aufmerksam gemaĖ t haĴ e. ÄhnliĖ  nahm sie in der BesĖ werdesaĖ e 
2577/2004/OV die vorgesĖ lagene einvernehmliĖ e Lösung an und reduzierte den Betrag, der von 
einem an einem Projekt im Libanon beteiligten AuĞ ragnehmer zurüė gefordert wurde. In einer 
weiteren Zahlungsstreitigkeit nahm die Kommission einen Empfehlungsentwurf an, in dem sie 
der BürgerbeauĞ ragte aufgefordert haĴ e, einen irrtümliĖ erweise ausgezahlten Rentenbetrag 
naĖ  dem Tode eines ehemaligen Bediensteten niĖ t zurüė zufordern (1617/2005/(BB)JF). Darüber 
hinaus stellte die Kommission ihre BereitsĖ aĞ  zur konstruktiven Zusammenarbeit mit dem 
BürgerbeauĞ ragten unter Beweis, indem sie einen Empfehlungsentwurf annahm, in welĖ em sie 
dazu aufgefordert worden war, ungenaue und irreführende Informationen in FaltbläĴ ern, Plakaten 
und einem Videofi lm über die ReĖ te von Fluggästen zu korrigieren (1476/2005/(BB)GG).

Ein weiteres Beispiel für ein bewährtes Verfahren liefert der Fall 2580/2006/TN, in der siĖ  der Rat 
beim BesĖ werdeführer entsĖ uldigte und seine EntsĖ lossenheit bekräĞ igte, ähnliĖ e Probleme 
in der ZukunĞ  zu vermeiden, naĖ dem der BürgerbeauĞ ragte ihn auf eine Frage in Bezug auf 
die irisĖ e SpraĖ e aufmerksam gemaĖ t haĴ e. Die EuropäisĖ e Zentralbank (EZB) gab einer 
betroff enen Bürgerin eine überaus hilfreiĖ e Antwort, in der sie betonte, dass sie der Klärung 
der von der BesĖ werdeführerin aufgeworfenen Fragen großes GewiĖ t beimesse, und sie dazu 
auff orderte, alle eventuellen weiteren Fragen an ihre SaĖ verständigen zu riĖ ten (630/2007/WP). 
Ein letztes Beispiel für eine positive Reaktion von Organen und EinriĖ tungen im Jahr 2007 liefert 
die BesĖ werdesaĖ e 1103/2006/BU, in der die EuropäisĖ e Agentur für FlugsiĖ erheit (EASA) 
eine angefoĖ tene EntsĖ eidung auĢ ob, naĖ dem der BürgerbeauĞ ragte einen VorsĖ lag für eine 
einvernehmliĖ e Lösung unterbreitet haĴ e. Somit braĖ te die EASA bereits im zweiten Jahr in Folge 
einen der Paradefälle hervor, die in diesem BeriĖ t aufgeführt sind, womit sie ihre BereitsĖ aĞ  zur 
konstruktiven Zusammenarbeit mit dem BürgerbeauĞ ragten unter Beweis stellt.

Weitere Analyse

Im letzten AbsĖ niĴ  von Kapitel 2 des JahresberiĖ ts wird eine Auswahl dieser und anderer 
Fälle aus dem Bliė winkel der folgenden Themenkreise gewürdigt: (i) Off enheit, einsĖ ließliĖ  
Zugang zu Dokumenten und Informationen, sowie DatensĖ utz, (ii) die Kommission als Hüterin 
der Verträge, (iii) AussĖ reibungen, AuĞ räge und ZusĖ üsse sowie (iv) Personalangelegenheiten, 
einsĖ ließliĖ  Einstellungsverfahren.

Kapitel 3 des BeriĖ ts enthält Zusammenfassungen von 50 der insgesamt 348 EntsĖ eidungen, mit 
denen Fälle im Jahr 2007 abgesĖ lossen wurden. Die Zusammenfassungen lassen das Spektrum 
der von den UntersuĖ ungen des BürgerbeauĞ ragten abgedeė ten SaĖ gebiete und EinriĖ tungen 
sowie die versĖ iedenen Arten von Feststellungen erkennen.
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Die EntsĖ eidungen werden in der Regel auf der Website des BürgerbeauĞ ragten (hĴ p://
www.ombudsman.europa.eu) auf EnglisĖ  und – sofern abweiĖ end – in der SpraĖ e des 
BesĖ werdeführers veröff entliĖ t.

Beziehungen zu den Organen und EinriĖ tungen der EuropäisĖ en Union

Der EuropäisĖ e BürgerbeauĞ ragte verwendet viel Zeit auf Treff en mit Mitgliedern und Bediensteten 
der Organe und EinriĖ tungen der EU, um das HeranwaĖ sen einer Dienstleistungskultur 
innerhalb der EU-Verwaltung zu fördern. Diese Treff en gestaĴ en es dem BürgerbeauĞ ragten, den 
Hintergrund seiner Arbeit zu erläutern und die Mitglieder und Bediensteten für die Notwendigkeit 
zu sensibilisieren, konstruktiv auf BesĖ werden zu reagieren.

Zu den wiĖ tigsten ZusammenkünĞ en im Jahr 2007 gehörten drei Veranstaltungen, an denen 
Bedienstete aller Ebenen innerhalb der EuropäisĖ en Kommission teilnahmen. Da gegen die 
Kommission der weitaus größte Teil der UntersuĖ ungen des BürgerbeauĞ ragten eingeleitet 
wird, ist es besonders wiĖ tig, dass gerade die Kommission bei der Entwiė lung einer 
Dienstleistungskultur gegenüber den Bürgern und der AĖ tung ihrer ReĖ te eine führende Rolle 
übernimmt. Die Rüė meldungen, die der BürgerbeauĞ ragte während dieser Treff en erhielt, 
waren überaus ermutigend. Die Türen zu diesen drei Treff en wurden von der Vizepräsidentin der 
Kommission, Frau Margot WALLSTRÖM, die u. a. für die Beziehungen zum BürgerbeauĞ ragten 
zuständig ist, und von der Generalsekretärin der Kommission, Frau Catherine DAY, geöff net.

AuĖ  den ZusammenkünĞ en mit Mitgliedern und Bediensteten des EuropäisĖ en Parlaments 
kommt in AnbetraĖ t der privilegierten Beziehung des BürgerbeauĞ ragten zum EuropäisĖ en 
Parlament eine besondere Bedeutung zu. Der BürgerbeauĞ ragte wird vom EuropäisĖ en Parlament 
gewählt und ist ihm gegenüber reĖ ensĖ aĞ spfl iĖ tig. Kapitel 4 des JahresberiĖ ts enthält einen 
vollständigen Überbliė  über diese ZusammenkünĞ e. BeriĖ tet wird darin über die Teilnahme des 
BürgerbeauĞ ragten an Sitzungen des PetitionsaussĖ usses zur Vorstellung seines JahresberiĖ ts 
und seiner SonderberiĖ te, seinen Vortrag vor dem AussĖ uss für konstitutionelle Fragen über die 
vorgesĖ lagenen Änderungen an seinem Statut sowie seine Rede vor dem AussĖ uss für bürgerliĖ e 
Freiheiten, Justiz und Inneres über die Reform der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 betreff end den 
Zugang zu Dokumenten.

Der BürgerbeauĞ ragte bemühte siĖ  2007 weiterhin darum, Kontakte zu den anderen Organen 
und EinriĖ tungen zu knüpfen, indem er Sitzungen mit wiĖ tigen Vertretern des EuropäisĖ en 
GeriĖ tshofs, des EuropäisĖ en WirtsĖ aĞ s- und SozialaussĖ usses, der EuropäisĖ en Investitionsbank 
und der EuropäisĖ en Zentralbank abhielt.

Um seine eigenen Mitarbeiter über Entwiė lungen in den anderen Organen und EinriĖ tungen 
der EU auf dem Laufenden zu halten, nutzt der BürgerbeauĞ ragte die von ihm regelmäßig in 
Straßburg einberufenen Personalversammlungen dazu, externe Referenten einzuladen. So begaben 
siĖ  der Präsident des EU-GeriĖ ts für den öff entliĖ en Dienst, Herr Paul J. MAHONEY, sowie der 
EuropäisĖ e DatensĖ utzbeauĞ ragte, Herr Peter HUSTINX, im Jahr 2007 naĖ  Straßburg, um ihre 
Arbeit den Bediensteten des BürgerbeauĞ ragten vorzustellen.

Beziehungen zu BürgerbeauĞ ragten und ähnliĖ en EinriĖ tungen

Viele BesĖ werdeführer wenden siĖ  an den EuropäisĖ en BürgerbeauĞ ragten, wenn sie mit der 
nationalen, regionalen oder lokalen Verwaltung Probleme haben. Der EuropäisĖ e BürgerbeauĞ ragte 
arbeitet mit Amtskollegen in den Mitgliedstaaten eng zusammen, um die zügige und eff ektive 
Bearbeitung von BürgerbesĖ werden über EU-ReĖ t zu siĖ ern. Diese Zusammenarbeit erfolgt 
überwiegend im Rahmen des EuropäisĖ en Verbindungsnetzes der BürgerbeauĞ ragten. Dem Netz 
gehören nunmehr fast 90 Büros in 31 Ländern an. Es umfasst die nationale und die regionale Ebene 
in der EuropäisĖ en Union sowie die nationale Ebene in den Kandidatenländern, die einen BeitriĴ  
zur EU anstreben, und in Norwegen und Island.

Das Verbindungsnetz soll unter anderem die rasĖ e Weiterleitung von BesĖ werden an den 
zuständigen BürgerbeauĞ ragten oder eine ähnliĖ e zuständige EinriĖ tung erleiĖ tern. 
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Der EuropäisĖ e BürgerbeauĞ ragte leitet Fälle mögliĖ st direkt weiter oder erteilt dem 
BesĖ werdeführer geeigneten Rat. Im Laufe des Jahres 2007 hat der EuropäisĖ e BürgerbeauĞ ragte 
816 BesĖ werdeführern geraten, siĖ  an einen nationalen oder regionalen BürgerbeauĞ ragten zu 
wenden, und 51 BesĖ werden direkt an den zuständigen Amtskollegen weitergeleitet.

In Kapitel 5 des JahresberiĖ ts des BürgerbeauĞ ragten werden die Tätigkeiten des Netzes im 
Jahr 2007 im Einzelnen dargelegt. Den Höhepunkt bildete dabei das 6. Seminar der nationalen 
BürgerbeauĞ ragten der EU-Mitgliedstaaten und Kandidatenländer, das im Oktober 2007 in 
Straßburg staĴ fand. Das Seminar wurde gemeinsam vom EuropäisĖ en BürgerbeauĞ ragten 
und dem nationalen BürgerbeauĞ ragten FrankreiĖ s, Herrn Jean-Paul DELEVOYE, organisiert. 
Alle 27 EU-Mitgliedstaaten waren auf der ZusammenkunĞ  vertreten, ebenso wie zwei der drei 
Kandidatenländer sowie Norwegen und Island. EntspreĖ end der Ankündigung des EuropäisĖ en 
BürgerbeauĞ ragten auf dem 5. Seminar wurden erstmals auĖ  Vertreter von regionalen 
BürgerbeauĞ ragten aus den EU-Mitgliedstaaten eingeladen, wo solĖ e existieren, und zwar aus 
Belgien, DeutsĖ land, Spanien, Italien, ÖsterreiĖ  und dem Vereinigten KönigreiĖ 1. Das Thema 
des Seminars 2007 lautete „Gute Verwaltung in der EuropäisĖ en Union überdenken“.

Während des Seminars nahmen die BürgerbeauĞ ragten eine Erklärung an, die dazu beitragen 
soll, die Bürger und andere Nutzer von BürgerbeauĞ ragtendiensten darüber zu informieren, 
welĖ en Nutzen sie siĖ  davon erwarten können, wenn sie siĖ  in einer Angelegenheit, die in den 
AnwendungsbereiĖ  des EU-ReĖ ts fällt, an ein Mitglied des Netzes wenden. Die Erklärung wird 
in Kapitel 5 in voller Länge wiedergegeben. Ebenso enthält das Kapitel einen ausführliĖ en BeriĖ t 
über die bei dem Seminar geführten Diskussionen.

AnsĖ ließend werden in Kapitel 5 die versĖ iedenen anderen Instrumente besĖ rieben, die 
vom Netz zum AustausĖ  von Erfahrungen und bewährten Verfahren angewandt werden. Die 
Veröff entliĖ ung Bürgerbeau  ragte in Europa — Na  ri  tenbrief erwies siĖ  als außerordentliĖ  
wertvolles Instrument für den AustausĖ  von Informationen im Jahr 2007. Die beiden im April und 
Oktober ersĖ ienenen Ausgaben enthielten Beiträge zu folgenden Themen: Vorrang des EU-ReĖ ts 
vor einzelstaatliĖ em ReĖ t, Diskriminierung und Behinderung der Freizügigkeit, Probleme auf 
dem Gebiet des UmweltreĖ ts, SĖ utz der ReĖ te der Kinder und der ReĖ te älterer MensĖ en, 
Probleme im Gesundheitswesen sowie Fragen in Bezug auf den SĖ utz der Privatsphäre und den 
DatensĖ utz. Die Diskussions- und Dokumentenforen des BürgerbeauĞ ragten im Internet haben 
siĖ  im zurüė liegenden Jahr weiterentwiė elt und es den Büros ermögliĖ t, durĖ  das Einsenden 
von Fragen und Antworten Informationen auszutausĖ en. Ebenso wurden mehrere wiĖ tige 
Diskussionen über untersĖ iedliĖ ste Themen eingeleitet, die von der Altersdiskriminierung, den 
ReĖ tsvorsĖ riĞ en in Bezug auf Zwangseinweisungen in psyĖ iatrisĖ e Kliniken über die Qualität 
des öff entliĖ en Dienstes und den Status von ReĖ tssaĖ verständigen in BürgerbeauĞ ragtenbüros 
bis zu den Initiativen der EuropäisĖ en Kommission zur Verbesserung der Bearbeitung von 
Vertragsverletzungsverfahren reiĖ ten. Außerdem wurde der elektronisĖ e NaĖ riĖ tendienst des 
BürgerbeauĞ ragten, Ombudsman Daily News, mit Artikeln, PressemiĴ eilungen und Ankündigungen 
von Büros aus allen im Verbindungsnetz vertretenen Ländern an jedem Werktag veröff entliĖ t.

Neben dem regelmäßigen informellen InformationsaustausĖ  über das Netz gibt es ein 
besonderes Verfahren, naĖ  dem nationale oder regionale BürgerbeauĞ ragte um die sĖ riĞ liĖ e 
Beantwortung von Anfragen zum EU-ReĖ t und dessen Auslegung und auĖ  von Anfragen, 
die siĖ  aus ihrer Bearbeitung konkreter Fälle ergeben, ersuĖ en können. Der EuropäisĖ e 
BürgerbeauĞ ragte beantwortet die Fragen entweder direkt oder leitet sie, wenn dies zweė mäßiger 
ist, zur Beantwortung an andere Organe oder EinriĖ tungen der EU weiter. 2007 sind drei solĖ e 
Anfragen eingegangen (je eine von einem nationalen, von einem regionalen und von einem lokalen 
BürgerbeauĞ ragten), und drei wurden abgesĖ lossen (darunter eine, die 2005 eingereiĖ t worden 
war, und eine weitere aus dem Jahr 2006). Ein Beispiel für eine Anfrage fi ndet siĖ  am Ende von 
Kapitel 3.

1 Diese Länder werden in der protokollarisĖ en Reihenfolge der EU aufgeführt.
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InformationsbesuĖ e bei BürgerbeauĞ ragten in den Mitgliedstaaten und Kandidatenländern haben 
siĖ  für die Weiterentwiė lung des Verbindungsnetzes als besonders eff ektiv erwiesen. Sie stellen 
ein hervorragendes MiĴ el dar, durĖ  das das Spektrum der KommunikationsmögliĖ keiten, die 
das Verbindungsnetz bietet, bekannter gemaĖ t werden kann. Im Verlauf des Jahres 2007 hat der 
EuropäisĖ e BürgerbeauĞ ragte seine Amtskollegen in DeutsĖ land (März), SĖ weden (Mai) und 
Belgien (November) besuĖ t.

Die Bemühungen des BürgerbeauĞ ragten zur Zusammenarbeit mit seinen Amtskollegen gingen 
über die Aktivitäten des EuropäisĖ en Verbindungsnetzes der BürgerbeauĞ ragten hinaus. Mit Bliė  
auf die Förderung der Institution des BürgerbeauĞ ragten, die Diskussion über interinstitutionelle 
Beziehungen und den AustausĖ  bewährter Verfahren im Jahr 2007 nahm Herr DIAMANDOUROS 
an einer Reihe von Veranstaltungen teil, die von BürgerbeauĞ ragten organisiert wurden, und traf 
mit Kollegen aus der EU und anderen Ländern zusammen. Kapitel 5 sĖ ließt mit einem Überbliė  
über diese Tätigkeiten.

Öff entliĖ keitsarbeit

Der EuropäisĖ e BürgerbeauĞ ragte ist siĖ  zutiefst bewusst, wie wiĖ tig es ist, siĖ erzustellen, dass 
all diejenigen, die mit der EU-Verwaltung mögliĖ erweise Probleme haben, ihr BesĖ werdereĖ t 
kennen. Jedes Jahr werden gewaltige Anstrengungen unternommen, um auf die Bürger, 
Unternehmen, NiĖ tregierungsorganisationen und andere wiĖ tige Stellen zuzugehen und 
sie über das Dienstleistungsangebot des BürgerbeauĞ ragten zu informieren. 2007 haben der 
BürgerbeauĞ ragte und seine Mitarbeiter mehr als 130 Vorträge auf Konferenzen, Seminaren und 
Treff en gehalten. Die oben genannten BesuĖ e in DeutsĖ land, SĖ weden und Belgien boten ihm 
weitere Gelegenheiten, die Allgemeinheit in diesen Ländern für seine Aufgaben zu sensibilisieren.

Ein herausragendes Ereignis im Laufe des Jahres war die Teilnahme des BürgerbeauĞ ragten 
an den Veranstaltungen, die zur Feier des 50. Jahrestages der UnterzeiĖ nung der RömisĖ en 
Verträge staĴ fanden. Die Tage der off enen Tür in Berlin, Budapest und WarsĖ au bildeten dabei 
einen besonderen Höhepunkt und zogen HunderĴ ausende von MensĖ en an, die siĖ  über die 
Tätigkeiten der Union informieren wollten. Ebenso beteiligte siĖ  das Büro wie in jedem Jahr an 
den vom EuropäisĖ en Parlament veranstalteten Tagen der off enen Tür in Straßburg und Brüssel. 
Dabei wurden Materialien über die Arbeit des BürgerbeauĞ ragten in 26 SpraĖ en sowie eine Reihe 
von Werbeartikeln an BesuĖ er verteilt. Mitarbeiter des BürgerbeauĞ ragten waren bei allen diesen 
Veranstaltungen zugegen, um Fragen über die Arbeit des BürgerbeauĞ ragten zu beantworten.

Die Medientätigkeit sĖ riĴ  zügig voran: So hielt der BürgerbeauĞ ragte 2007 seĖ s Pressekonferenzen 
und gab Journalisten von Presse, Rundfunk und Fernsehen sowie elektronisĖ en Medien mehr als 
40 Interviews. 17 PressemiĴ eilungen wurden veröff entliĖ t und Journalisten und Interessenten 
in ganz Europa übermiĴ elt. Zu den behandelten Themen gehörten die UntersuĖ ung des 
BürgerbeauĞ ragten über Zahlungsverzüge, Probleme beim Zugang zu Dokumenten und 
Informationen, eine BesĖ werde in Bezug auf die europäisĖ e ArbeitszeitriĖ tlinie sowie Probleme 
mit den von der Kommission erstellten Informationsmaterialien über die ReĖ te von Fluggästen.

2007 wurde eine Reihe von Veröff entliĖ ungen erstellt und verbreitet, die die wiĖ tigsten 
Interessengruppen und die breite Öff entliĖ keit darüber informieren sollten, welĖ e Dienstleistungen 
der BürgerbeauĞ ragte für die Bürger und Einwohner der EU erbringen kann. Von besonderem 
Interesse war 2007 ein neues InfoblaĴ  für Unternehmen und Organisationen, in dem kurz und 
prägnant erläutert wird, was der BürgerbeauĞ ragte für diese tun kann. Dieses InfoblaĴ  wurde 
zusammen mit anderem einsĖ lägigen Material im Rahmen einer Mailingkampagne an potenzielle 
BesĖ werdeführer versĖ iė t. Bei der Kampagne wurden insbesondere Handelskammern und 
Anwaltskanzleien in der ganzen EU angesproĖ en, an die mehr als 5 000 individuell zugesĖ niĴ ene 
Informationspakete versandt wurden. Diese Kampagne erwies siĖ  als großer Erfolg und bewirkte, 
dass im Laufe des Jahres 2007 viele Tausend zusätzliĖ er Exemplare von Veröff entliĖ ungen des 
BürgerbeauĞ ragten angefordert wurden.

Die Website des BürgerbeauĞ ragten wird regelmäßig mit EntsĖ eidungen, PressemiĴ eilungen 
und Informationen zu seiner Öff entliĖ keitsarbeit auf den neuesten Stand gebraĖ t. Zur stärkeren 
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Heraushebung der aus eigener Initiative eingeleiteten UntersuĖ ungen des BürgerbeauĞ ragten 
wurde auf der Website ein neuer BereiĖ  gesĖ aff en.

Vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2007 ist die Website des BürgerbeauĞ ragten von 449 418 
BesuĖ ern aufgesuĖ t worden. Besonders häufi g wurden die englisĖ spraĖ igen Seiten der 
Webseite genutzt, gefolgt von den französisĖ en, spanisĖ en, deutsĖ en und italienisĖ en. Geordnet 
naĖ  ihrer geografi sĖ en HerkunĞ  stammten die meisten BesuĖ er aus Italien, gefolgt von Spanien, 
SĖ weden, dem Vereinigten KönigreiĖ  und DeutsĖ land. Die Website des BürgerbeauĞ ragten 
enthält einen BereiĖ  mit Links zu den InternetauĞ riĴ en der nationalen und regionalen 
BürgerbeauĞ ragten in ganz Europa. Diese Linkseiten sind 2007 mehr als 82 000 Mal aufgesuĖ t 
worden. Dies zeigt deutliĖ , welĖ er Mehrwert den Bürgern aus den Diensten des EuropäisĖ en 
Verbindungsnetzes der BürgerbeauĞ ragten erwäĖ st.

Interne Entwiė lungen

Der BürgerbeauĞ ragte hat siĖ  auĖ  2007 wieder bemüht, seine Institution für die Bearbeitung von 
BesĖ werden von Bürgern aus 27 Mitgliedstaaten in 23 VertragsspraĖ en zu wappnen.

Am 1. Juli 2007 ernannte der BürgerbeauĞ ragte einen neuen Leiter der ReĖ tsabteilung naĖ  
einem off enen Einstellungsverfahren. Zur Verbesserung der Qualitätskontrolle und Steigerung 
der Produktivität wurde die ReĖ tsabteilung in vier Teams aufgeteilt, die jeweils von einem 
HauptreĖ tsberater geleitet werden. Überdies wurde zur ErleiĖ terung der Fallbearbeitung eine 
neue IT-Anwendung eingeführt. Alle diese Entwiė lungen trugen in überaus wertvoller Weise dazu 
bei, dass die Produktivität im Laufe des Jahres gesteigert werden konnte. Der 40-prozentige Anstieg 
der Zahl der abgesĖ lossenen BesĖ werdesaĖ en im Jahr 2007 bestätigt, dass die Verbesserungen, 
die an der Struktur und der Funktionsweise der ReĖ tsabteilung des BürgerbeauĞ ragten in den 
letzten Jahren vorgenommen wurden, allmähliĖ  konkrete Wirkung zeigen. Der BürgerbeauĞ ragte 
wird hierauf im Jahr 2008 weiter auĠ auen.

Aus organisatorisĖ er SiĖ t wurde 2007 eine geringfügige Veränderung vorgenommen, indem 
das Sekretariat für die BesĖ werdebearbeitung nunmehr direkt der Assistentin des Leiters der 
ReĖ tsabteilung unterstellt wurde. Dies spiegelt die Funktionen des Sekretariats besser wider, 
welĖ e unmiĴ elbar mit der Arbeit der ReĖ tsabteilung verbunden sind.

Der Stellenplan des BürgerbeauĞ ragten wies im Jahr 2007 insgesamt 57 Planstellen aus, ebenso 
viele wie 2006. Für 2008 ist keine Erhöhung vorgesehen. Die im Haushalt ausgewiesenen MiĴ el für 
2008 belaufen siĖ  auf insgesamt 8 505 770 EUR (gegenüber 8 152 800 EUR im Jahr 2007).
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1 IM JAHR 2007 BEHANDELTE FÄLLE

1.1 GESAMTZAHL DER FÄLLE 2007 ................................................................................................... 3 760

– Bis 31.12.2006 niĖ t abgesĖ lossene UntersuĖ ungen ................................................................. 3321

– BesĖ werden, über deren Zulässigkeit bis 31.12.2006 noĖ  niĖ t entsĖ ieden war ................ 211
– 2007 eingegangene BesĖ werden ................................................................................................... 3 211
– UntersuĖ ungen des EuropäisĖ en BürgerbeauĞ ragten aus eigener Initiative ...................... 6

Zahl der Beschwerden von 1996 bis 2007
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1.2 PRÜFUNG DER ZULÄĒ IGKEIT/UNZULÄĒ IGKEIT ABGESCHLOĒ EN ........... 95 %

1 Davon 9 UntersuĖ ungen des EuropäisĖ en BürgerbeauĞ ragten aus eigener Initiative und 323 UntersuĖ ungen auf der 
Grundlage von BesĖ werden.
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1.3 KLAĒ IFIZIERUNG DER BESCHWERDEN

 NaĖ  Art der vom EuropäisĖ en BürgerbeauĞ ragten im Interesse des BesĖ werdeführers 
eingeleiteten Maßnahmen

 Im Hinbliė  auf das Mandat des EuropäisĖ en BürgerbeauĞ ragten

0,5%

56,8%

9,2%
31,1%

2,4%

Beschwerden, zu denen eine Untersuchung
eingeleitet wurde (303)

Beratung (1 862)

Weiterleitung (77)

Beratung und Weiterleitung (15)

Keine Schritte möglich (1 021)

Innerhalb des Mandats (863)

Außerhalb des Mandats (2 400)
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 Ausserhalb des Mandats

 Innerhalb des Mandats
Zulässige Beschwerden

Unzulässige Beschwerden

0,4%
0,3%

94,3%

5,0%
Nicht gegen Gemeinschaftsorgane oder -einrichtungen
gerichtet (2 263)

Keinen Missstand betreff end (121)

Nicht berechtigter Beschwerdeführer (6)

Gerichtshof und Gericht erster Instanz in Ausübung ihrer
Rechtsprechungsbefugnisse (10)

41,5% 58,5%

Untersuchung eingeleitet (303)

Keine/nicht ausreichende Grundlage für eine Untersuchung (215)

1,4% 0,9%

65,8%

9,9%

22,0%

Fehlen vorheriger administrativer Schritte (227)
Interne Beschwerdemöglichkeiten in Personalangelegenheiten
nicht ausgeschöpft (34)
Gerichtlich anhängig oder beigelegt (5)
Frist überschritten (3)

Verfasser/Gegenstand nicht erkennbar (76)
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2 WEITERLEITUNG/VERWEISUNG UND BERATUNG

(In manchen Fällen sind auch mehrere Beratungen möglich)

3 UNTERSUCHUNGEN IM JAHR 2007 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 641
2007 befasste siĖ  der EuropäisĖ e BürgerbeauĞ ragte mit 641 UntersuĖ ungen, darunter 309 
UntersuĖ ungen, die im Jahr 2007 eingeleitet wurden (6 davon aus eigener Initiative), und 332 
UntersuĖ ungen, die am 31.12.2006 noĖ  niĖ t abgesĖ lossen waren (darunter 9 aus eigener Initiative).

3.1 VON UNTERSUCHUNGEN BETROFFENE ORGANE UND EINRICHTUNGEN

(In einigen Fällen sind von der UntersuĖ ung zwei oder mehr Organe bzw. EinriĖ tungen betroff en)

5,0%

35,5%

3,2%

14,3%

37,7%

4,3%

Empfehlung, sich an einen anderen Bürgerbeauftragten 
zu wenden bzw. eine Petition bei einem regionalen oder 
nationalen Parlament einzureichen (816)

Empfehlung, sich an die Europäische Kommission zu wenden (308) 
Empfehlung, eine Petition beim Europäischen Parlament
einzureichen (109)

Empfehlung, sich an andere Stellen zu wenden (766)

Empfehlung, sich an SOLVIT zu wenden (69)

Weiterleitungen (92)
An das Europäische Parlament (20)
An die Europäische Kommission (7)
An einen nationalen oder regionalen Bürgerbeauftragten (51)
An SOLVIT (12)
An andere Stellen (2)

3,3%
1,2%

63,8%

9,1%

13,5%

9,1%

Europäische Kommission (413)
Rat der Europäischen Union (8)
Europäisches Amt für Betrugsbekämpfung (OLAF) (22)
Sonstige (59)
Europäisches Amt für Personalauswahl (87)
Others (59)

Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften (2)
Europäischer Rechnungshof (3)
Europäische Zentralbank (3)
Ausschuss der Regionen (3)
Europäischer Wirtschafts- und Sozialausschuss (5)
Agentur der Europäischen Union für Grundrechte (7)
Europäisches Zentrum für die Prävention und die Kontrolle von Krankheiten (1)
Amt für Veröff entlichungen der Europäischen Gemeinschaften (4)
Europäische Investitionsbank (6)
Europäische Agentur für Wiederaufbau (2)
Europäisches Zentrum für die Förderung der Berufsbildung (3)
Europäische Agentur für Flugsicherheit (3)
Übersetzungszentrum für die Einrichtungen der Europäischen Union (1)
Harmonisierungsamt für den Binnenmarkt (3)
Europäischer Datenschutzbeauftragter (2)
Europäisches Polizeiamt (2)
Exekutivagentur für intelligente Energie (1)
Europäische Arzneimittel-Agentur (5)
Europäische Eisenbahnagentur (3)
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3.2 ART DER MUTMAĒ LICHEN MIĒ STÄNDE

(In einigen Fällen werden zwei oder mehr Arten von Missständen geltend gemaĖ t)

3.3 VORSCHLÄGE FÜR EINVERNEHMLICHE LÖSUNGEN, EMPFEHLUNGSENTWÜRFE UND 
SONDERBERICHTE 2007

– VorsĖ läge für einvernehmliĖ e Lösungen ....................................................................................... 30
– Empfehlungsentwürfe ......................................................................................................................... 8
– SonderberiĖ t  ........................................................................................................................................ 1

3.4  ABGESCHLOĒ ENE UNTERSUCHUNGEN .................................................................................... 3482

(Eine UntersuĖ ung wurde aus einem oder mehreren der folgenden Gründe abgesĖ lossen.)

2 Davon 7 aus eigener Initiative des BürgerbeauĞ ragten.
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Mangel an Transparenz, einschließlich 
Informationsverweigerung (28 %)

Ungerechte Behandlung, Machtmissbrauch (18 %)

Unbefriedigende Verfahren (13 %)

Sonstige Missstände (9 %)
Vermeidbare Verzögerungen (9 %)
Diskriminierung (8 %)
Nachlässigkeit (8 %)
Rechtsfehler (4 %)
Unterlassene Sorge um Einhaltung von Verpfl ichtungen -
Art. 226 (3 %)

Kein Missstand festgestellt (davon 3 
Untersuchungen aus eigener Initiative) (25,7 %)

Sonstige (davon 4 Untersuchungen
aus eigener Initiative) (21,1 %)

Im Anschluss an einen Sonderbericht (0,3 %)

Einvernehmliche Lösung (1,3 %)

Durch die Einrichtung beigelegt (davon 1 
Untersuchung aus eigener Initiative) (34,8 %)

Vom Beschwerdeführer zurückgezogen (1,1 %)

Von der Einrichtung angenommene 
Empfehlungsentwürfe (0,8 %)

Kritische Anmerkung
an die Einrichtung (14,9 %)
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4 HERKUNFT DER 2007 REGISTRIERTEN BESCHWERDEN

4.1 URSPRUNG DER BESCHWERDEN

Unternehmen und Vereinigungen Einzelne Bürger
 4,8 % (155) 95,2 % (3 056)

4.2 AUFTEILUNG DER BESCHWERDEN NACH SPRACHEN
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4.3 GEOGRAFISCHE HERKUNFT DER BESCHWERDEN

Land Anzahl der 
Beschwerden

% der
Beschwerden

% der EU-
Bevölkerung Kennzahl1

Luxemburg 44 1,4 0,1 13,6
Malta 26 0,8 0,1 10,0
Zypern 46 1,4 0,2 8,9
Slowenien 39 1,2 0,4 3,0
Belgien 182 5,7 2,1 2,6
Bulgarien 91 2,8 1,6 1,8
Finnland 62 1,9 1,1 1,8
Irland 43 1,3 0,9 1,5
Griechenland 106 3,3 2,3 1,5
Österreich 75 2,3 1,7 1,4
Portugal 91 2,8 2,1 1,3
Spanien 351 10,9 9,0 1,2
Rumänien 162 5,0 4,4 1,2
Schweden 61 1,9 1,8 1,0
Ungarn 67 2,1 2,0 1,0
Deutschland 507 15,8 16,6 1,0
Tschechische Republik 59 1,8 2,1 0,9
Polen 214 6,7 7,7 0,9
Slowakei 27 0,8 1,1 0,8
Niederlande 74 2,3 3,3 0,7
Frankreich 251 7,8 12,8 0,6
Litauen 12 0,4 0,7 0,5
Lettland 8 0,2 0,5 0,5
Dänemark 18 0,6 1,1 0,5
Italien 182 5,7 11,9 0,5
Estland 4 0,1 0,3 0,5
Vereinigtes Königreich 156 4,9 12,3 0,4
Sonstige 200 6,2
Unbekannt 53 1,7

1 Zur ErreĖ nung dieser Kennzahl wurde der prozentuale Anteil der BesĖ werden durĖ  den prozentualen Anteil 
der Bevölkerung dividiert. Ist sie größer als 1, werden aus dem betreff enden Land mehr BesĖ werden an den 
BürgerbeauĞ ragten geriĖ tet, als naĖ  der Bevölkerungsgröße zu erwarten wäre. Alle Prozentangaben in der 
vorstehenden Tabelle wurden auf eine Dezimalstelle gerundet.
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